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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß während des dienstlichen 
Einsatzes getötete oder verletzte Polizeivollzugsbeamte wäh- 
rend der ersten Übergangszeit versorgungsrechtlich unzurei- 
chend abgesichert sind. Außerdem ist die qualifizierte Dienst- 
unfallversorgung für Widerrufsbeamte und Beamte des ein- 
fachen und mittleren Dienstes unbefriedigend geregelt. 

B. Lösung 

1. Beamte, die durch einen qualifizierten Dienstunfall eine 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um mehr als 90 v. H. erlei- 
den, sollen neben der beamtenrechtlichen Versorgung eine 
einmalige Entschädigung von 40 000 Deutsche Mark, Hinter- 
bliebene von durch qualifizierten Dienstunfall getöteten 
Beamten eine Entschädigung bis zu insgesamt 20 000 Deut- 
sche Mark erhalten. Beamte auf Widerruf werden in die 
vorgesehene Regelung einbezogen. 

2. Für Beamte der Laufbahngruppen des einfachen Dienstes 
sind die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge mindestens nach 
der Besoldungsgruppe A 5, für Beamte der Laufbahngruppen 
des mittleren Dienstes und für Polizeivollzugsbeamte nach 
der Besoldungsgruppe A 9 zu bemessen. Für den gehobenen 
und höheren Dienst werden angemessene Folgerungen ge- 
zogen. 

3. Die Vorschriften des Bundespolizeibeamtengesetzes, des 
Soldatenversorgungsgesetzes, des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes und des Deutschen Richtergesetzes werden diesen 
Regelungen angepaßt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Für den Bereich des Bundes betragen die jährlichen Mehrkosten 
0,5 Millionen DM, 
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nmg der qualifizierten Dienstunfallversorgung die- 
sem Anliegen Rechnung. Der Innenaussdiuß hat die 
Vorschläge der Bundesregierung soweit sie von dem 
Entwurf des Bundesrates abweidien, übernommen. 
Auf die Begründung zu den einzelnen Vorschriften 
(s. Drucksache VI/3421, S. 4 und 6 ff.) wird hinge- 
wiesen. 

Durch Einfügung des Satzes 2 in Artikel 3 Abs. 1 
wird der Auffassung der Länder Rechnung getragen, 
daß § 141 a Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengeset- 
zes auf die Polizeivollzugsbeamten, sonstigen Be- 
amten des Vollzugsdienstes und die Beamten des 
Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr im Bereich der 
Länder Anwendung finden soll. 

Durch die in Artikel 3 Abs. 4 vorgeschlagene 
Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes wer- 
den Rahmen Vorschriften für die Landesgesetzge- 
bung gestrichen, die durch die auf Artikel 74 a des 
Grundgesetzes beruhenden versorgungsrechtlichen 
Vorschriften für den Bereich der Länder gegen- 
standslos geworden sind. 

Artikel 3 Abs. 5 soll sicherstellen, daß unmittel- 
bar für den Bereich der Länder geltende Vorschrif- 
ten des Versorgungsrechts der Bundesbeamten 
auch für die Versorgung der Richter im Landesdienst 
Anwendung finden. 


Bonn, den 14. Juni 1972 

Pensky Brück (Köln) 

Berichterstatter 
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1 . 

Der Gesetzentwurf wurde vom Bundesrat mit 
Datum vom 4. Mai 1972 beim Deutschen Bundestag 
eingebracht und von diesem in seiner 191. Sitzung 
am 14. Juni 1972 nach einer Aussprache dem Innen- 
ausschuß federführend und dem Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung zur Einzelbera- 
tung überwiesen. Der Innenausschuß hat seine Bera- 
tungen am 14. Juni 1971 abgeschlossen. Seinen Be- 
richt nach § 96 der Geschäftsordnung wird der 
Haushaltsausschuß gesondert abgeben. 


IL 

Der Gesetzentwurf ist ein Teil des Programms von 
Bund und Ländern zur Verbesserung und Gewähr- 
leistung der inneren Sicherheit. Die Erfahrungen 
haben gezeigt, daß die im Umgang mit Gewalt- 
tätern an Leben und Gesimdheit besonders gefähr- 
deten Beamten und ihre Hinterbliebenen bei der- 
artigen Dienstunfällen während der ersten Über- 
gangszeit versorgungsrechtlich zumeist unzureichend 
abgesichert sind. Vor allem deswegen, weil es sich 
bei den Betroffenen überwiegend um jüngere Be- 
amte handelt. Der Entwurf trägt durch die Verbesse- 
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B. 4>ntrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3421 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anz\inehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. Juni 1972 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Pensky Brück (Köln) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des vom Bundesrat eingebraditen Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

— Drucksache VI/3421 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1181), zuletzt geändert durch das ... vom ... 
(Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht werden unter Abschnitt V 
Nr. 5 Buchstabe b die Worte „136 bis 148" 
durch die Worte „136 bis 148 a" ersetzt, 

2. In § 134 Abs. 2 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. einmalige Entschädigung (§ 148 a)." 

3. § 141 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß sich für 
Beamte der Laufbahngruppe des einfachen 
Dienstes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
mindestens nach der Besoldungsgruppe A5 
und bei Beamten der Laufbahngruppe des 
mittleren Dienstes mindestens nach der Be- 
soldungsgruppe A9 bemessen." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1181), zuletzt geändert durch das ... vom ... 
(Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 141 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß sich für 
Beamte der Laufbahngruppe des einfachen 
Dienstes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
mindestens nach der Besoldungsgruppe A 5, 
für Beamte der Laufbahngruppe des mittle- 
ren Dienstes mindestens nach der Besol- 
dungsgruppe A 9, für Beamte der Laufbahn- 
gruppe des gehobenen Dienstes mindestens 
nadi der Besoldungsgruppe A 12 und für Be- 
amte der Laufbahngruppe des höheren Dien- 
stes mindestens nadi der Besoldungsgruppe 
A 16 bemessen." 
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Entwurf Beschlüssedes 4. Ausschusses 

aa) ln Absatz 2 Nr. i und 2 wird das Wort 
»jVorsätzlidien" gestridien. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: b) unverändert 

„(3) Besteht auf Grund derselben Ursache 
auch ein Anspruch auf eine einmalige Ent- 
schädigung nach § 148 a oder auf Unfallent- 
schädigung nach § 26 des Bundespolizeibeam- 
tengesetzes oder nach § 63 des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes, so finden die Absätze 1 
und 2 nur Anwendung, wenn auf die Entschä- 
digung verzichtet wird." 


4. § 144 Abs. 3 und § 145 Satz 3 werden gestrichen. 4. unverändert 


5. Nach § 148 wird folgende Vorschrift eingefügt: 5. unverändert 

„§ 148 a 

(1) Ein Beamter auf Lebenszeit, auf Probe 
oder auf Widerruf, der einen Dienstunfall der in 
§ 141 a Abs. 1 oder 2 bezeichneten Art erleidet, 
erhält neben einer beamtenrechtlichen Versor- 
gung bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
eine einmalige Entschädigung von vierzigtausend 
Deutsche Mark, wenn er infolge des Unfalles in 
seiner Erwerbsfähigkeit in diesem Zeitpunkt um 
mehr als neunzig vom Hundert beeinträchtigt ist. 

(2) Ist ein Beamter im Sinne des Absatzes 1 
an den Folgen eines Dienstunfalles der in § 141 a 
Abs. 1 oder 2 bezeichneten Art verstorben, wird 
seinen Hinterbliebenen eine einmalige Entschä- 
digung nach Maßgabe der folgenden Bestim- 
mungen gewährt: 

1. Die Witwe sowie die versorgungsberechtig- 
ten leiblichen oder an Kindes Statt angenom- 
menen Kinder erhalten eine Entschädigung 
in Höhe von insgesamt zwanzigtausend Deut- 
sche Mark. 

2. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der 
Nummer 1 nicht vorhanden, so erhalten die 
Eltern und die in Nummer 1 bezeichneten, 
nicht versorgungsberechtigten Kinder eine 
Entschädigung in Höhe von insgesamt zehn- 
tausend Deutsche Mark. 

3. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der 
Nummern 1 und 2 nicht vorhanden, so erhal- 
ten die Großeltern und Enkel eine Entschädi- 
gung in Höhe von insgesamt fünftausend 
Deutsche Mark. 

(3) Besteht auf Grund derselben Ursache auch 
ein Anspruch auf Unfallentschädigung nach § 26 
des Bundespolizeibeamtengesetzes oder nach 
§ 63 des Soldatenversorgungsgesetzes, so finden 
die Absätze 1 und 2 keine Anwendung." 


6. In § 151 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „134 6. unverändert 

bis 148" durch die Worte „134 bis 148 a" ersetzt. 
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Entwurf 

7. In § 181 a Abs. 5 werden die Worte „148 bis 151" 
durch die Worte „148, 149 bis 151" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom . . . 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. . , zuletzt geändert durch das . . . vom 
. . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt / 
folgende Zeile angefügt: 

„Erhöhtes Unfallruhegehalt 5 a". 

2. Nach § 5 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

»§ 5 a 

Erhöhtes Unfallruhegehalt 

In den Fällen des § 141 a Abs. 1 oder 2 des 
Bundesbeamtengesetzes bemißt sich das Unfall- 
ruhegehalt mindestens nach der Besoldungs- 
gruppe A9." 


3. In § 20 Abs. 3 Satz 2 werden nach der Zahl 
„2" die Worte „erster Halbsatz" eingefügt. 


Artikel 3 

Vorsdiriften für den Bereich der Länder 

(1) Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß 
eine Entschädigung entsprechend den Regelungen 
der Artikel 1 und 5 dieses Gesetzes gewährt wird. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
7. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Februar 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 165, zuletzt geändert durch das . . . 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt II, 
3 Titel, folgende Zeile angefügt: 

„Erhöhtes Unfallruhegehalt ... 24 a". 

2. Nach § 24 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 24 a 

Erhöhtes Unfallruhegehalt 

In den Fällen des § 141 a Abs. 1 oder 2 des 
Bundesbeamtengesetzes bemißt sich das Unfall- 
ruhegehalt für Unterführer, Fähnriche und Ober- 
fähnriche im Bundesgrenzschutz mindestens nach 
der Boidungsgruppe A 9, für Grenzschutzoffi- 
ziere mindestens nach der Besoldungsgruppe 
A 12, jedoch für Stabsoffiziere und Sanitätsoffi- 
ziere mindestens nach der Besoldungsgruppe 
A 16." 

3. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Liegen im übrigen die Voraussetzungen des 
§ 141 a Abs. 1 oder 2 des Bundesbeamtenge- 
setzes vor, treten an die Stelle des Mindest- 
unfallruhegehaltes fünfundsiebzig vom Hun- 
dert der jeweils ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge aus der Endstufe der Besoldungs- 
gruppe A 5 und, wenn der Polizeivollzugs- 
beamte in ein Beamtenverhältnis nach § 8 
Abs. 1 berufen war, der Besoldungsgruppe 
A 7; § 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengeset- 
zes gilt entsprechend." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach der Zahl „2" 
die Worte „erster Halbsatz" eingefügt. 

Artikel 3 

Vorschriften für den Bereich der Länder 

(1) Die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes 
über das erhöhte Unfallruhegehalt (§ 141 a) und die 
einmalige Entschädigung (§ 148 a) sowie die Uber- 
gangsvorschrift des Artikels 5 Satz 2 dieses Geset- 
zes gelten unmittelbar für den Bereich der Länder; 
soweit in den genannten Vorschriften auf nicht un- 
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Entwurf 


(2) Artikel 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Bundespolizeibeamtengesetzes vom 22. Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2080) erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 4 

Vorschrift für den Bereich der Länder 

Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß eine 
Unfallentschädigung für den dem § 26 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes entsprechenden Personen- 
kreis nach Maßgabe der genannten Vorschrift, des 
§ 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes und der 
Änderungen der §§ 144 und 145 des Bundesbeam- 
tengesetzes durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Bundesbeamtengesetzes vom , . . (Bundesgesetz- 
blatt IS. . . .) gewährt wird." 

(3) Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß 
sich in den Fällen des § 80 Abs. 2 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes bei der Berechnung des Un- 
fallruhegehalts die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
eines Beamten der Laufbahngruppe des einfachen 
oder des mittleren Dienstes entsprechend der Re- 
gelung des Artikels 1 Nr. 3 Buchstabe a dieses Ge- 
setzes sowie eines Polizeivollzugsbeamten, eines 
sonstigen Beamten des Vollzugsdienstes und eines 
Beamten des Einsatzdienstes der Berüfsfeuerwehr 
entsprechend der Regelung des Artikels 2 Nr. 2 
dieses Gesetzes von dem in Artikel 5 Satz 1 dieses 
Gesetzes genannten Zeitpunkt an bemessen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

mittelbar geltende Vorschriften verwiesen wird, 
tritt an deren Stelle das entsprechende Landesrecht. 
Bei der unmittelbaren Anwendung des § 141 a 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes gilt die 
Einteilung in Laufbahngruppen für die Polizeivoll- 
zugsbeamten, die sonstigen Beamten des Vollzugs- 
dienstes und die Beamten des Einsatzdienstes der 
Berufs feuerwehr entsprechend. 

Durch Landesgesetz ist das Landesrecht an Arti- 
kel 1 Nr. 2, 4, 6 und 7 dieses Gesetzes anzupassen; 
bis zum Inkrafttreten der Anpassungsvorschriften 
gelten die genannten Vorschriften des Bundesrechts 
mit unmittelbarer Wirkung für den Bereich der Län- 
der entsprechend. Ansprüche, die auf Grund bisheri- 
gen günstigeren Landesrechts entstanden sind, blei- 
ben unberührt. 

(2) unverändert 


Absatz 3 entfällt 


(4) § 63 Abs. 3, § 70 Abs. 1 Satz 2, § 72 Satz 3, 
§ 75 Abs. 1 Satz 3, der Klammerhinweis in § 77 
Abs. 1 Satz 2, § 80 Abs. 2 und 3, § 103 a und § 104 
Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch 
das ... vom ... (Bundesgesetzbl. I S. . . .), werden 
gestrichen. 

(5) Nach § 71 des Deutschen Richtergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 713), zuletzt geändert durch 
das . . . vom . . , (Bundesgesetzbl« IS....) wird fol- 
gender § 71 a eingefügt: 
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Entwurf Beschlüssedes 4. Ausschusses 

„§ 71 a 

Unmittelbar geltende Vorschriften 

Die unmittelbar für den Bereich der Länder gel- 
tenden Vorschriften des Versorgungsrechts der Bun- 
desbeamten gelten auch für die Richter im Landes- 
dienst, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt." 


Artikel 3a 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. September 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1481), zuletzt geändert durch 

das vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....), wird wie folgt geändert: 


1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt V 
folgende Zeile angefügt: 

„3. Einmalige Entschädigung 63 a". 


2. In § 27 Abs. 1 werden folgende Sätze 2 und 3 
eingefügt: 

„In den Fällen des § 141 a Abs. 1 oder 2 des 
Bundesbeamtengesetzes bemißt sich das Unfall- 
nihegehalt für Berufssoldaten in der Laufbahn- 
gruppe der Unteroffmere und für Berufssolda- 
ten mit dem Dienstgrad Fähnrich oder Oberfähn- 
rich mindestens nach der Besoldungsgruppe A 9, 
für Berufsoffiziere mindestens nach der Besol- 
dungsgruppe A 12, jedoch für Stabsoffiziere und 
Sanitätsoffiziere mindestens nach der Besol- 
dungsgruppe A 16. Besteht auf Grund derselben 
Ursache auch ein Anspruch auf eine einmalige 
Entschädigung nach § 63 a Abs. 1 oder 2, so fin- 
det § 141 a Abs. 1 und 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes nur Anwendung, wenn auf die Entschä- 
digung verzichtet wird." 


3. In § 41 Abs. 2 Satz 2 werden nach der Zahl „63" 
die Worte „oder eine einmalige Entschädigung 
nach § 63 a" eingefügt. 


4. Nach § 63 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„3. Einmalige Entschädigung 
„§ 63 a 

(1) Setzt ein Soldat bei Ausübung einer 
Diensthandlung, mit der für ihn eine besondere 
Lebensgefahr verbunden ist, sein Leben ein und 
erleidet er infolge dieser Gefährdung einen Un- 
fall, so erhält er neben einer Versorgung nach 
diesem Gesetz bei Beendigung des Dienstver- 
hältnisses eine einmalige Entschädigung in Höhe 
von vierzigtausend Deutsche Mark, wenn er in- 
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Artikel 4 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf seine Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. Ist ein Dienst- 
unfall der in § 141 a des Bundesbeamtengesetzes 
bezeichneten Art vor diesem Zeitpunkt eingetreten, 
so findef § 148 a des Bundesbeamtengesetzes An- 
wendung, wenn der Unfalltatbestand des § 141 a 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

folge des Unfalles in seiner Erwerbsfähigkeit in 
diesem Zeitpunkt um mehr als neunzig vom 
Hundert beeinträchtigt ist. 

(2) Die einmalige Entschädigung nach Ab- 
satz 1 wird auch gewährt, wenn der Soldat 

1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechts- 
widrigen Angriff oder 

2. außerhalb seines Dienstes durch einen An- 
griff im Sinne des § 27 Abs. 5 

einen Unfall mit den in Absatz 1 genannten 
Folgen erleidet. 

(3) Ist ein Soldat an den Folgen eines Un- 
falles der in den Absätzen 1 oder 2 bezeichneten 
Art verstorben, so erhalten eine einmalige Ent- 
schädigung 

1. die Witwe sowie die nach diesem Gesetz 
versorgungsberechtigten leiblichen oder an 
Kindes Statt angenommenen Kinder in Höhe 
von insgesamt zwanzigtausend Deutsche 
Mark, 

2. die Eltern sowie die nicht nach diesem Ge- 
setz versorgungsberechtigten leiblichen oder 
an Kindes Statt angenommenen Kinder in 
Höhe von insgesamt zehntausend Deutsche 
Mark, wenn Hinterbliebene der in Nummer 1 
bezeichneten Art nicht vorhanden sind, 

3. die Großeltern und Enkel in Höhe von ins- 
gesamt fünftausend Deutsche Mark, wenn 
Hinterbliebene der in den Nummern 1 und 2 
bezeichneten Art nicht vorhanden sind. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwen- 
dung, wenn auf Grund derselben Ursache ein 
Anspruch auf einmalige Unfallentschädigung 
nach § 63 besteht. 

(5) § 46 gilt entsprechend.“ 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf seine Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. Ist ein Unfall 
der in § 141 a des Bundesbeamtengesetzes bezeich- 
neten Art vor diesem Zeitpunkt eingetreten, so 
finden § 148 a des Bundesbeamtengesetzes und 
§ 63 a des Soldatenversorgungsgesetzes Anwen- 
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des Bundesbeamtengesetzes in der zur Zeit des Un- 
fallereignisses geltenden Fassung erfüllt war; auf 
die einmalige Entschädigung ist der Unterschieds- 
betrag zwischen dem nach § 141 a des Bundesbeam- 
tengesetzes gewährten Ruhegehalt und dem Ruhe- 
gehalt anzurechnen, das ohne Anwendung dieser 
Vorschrift zugestanden hätte. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

düng, wenn der Unfalltatbestand des § 141 a des 
Bundesbeamtengesetzes in der zur Zeit des Unfall- 
ereignisses geltenden Fasssung erfüllt war; auf die 
einmalige Entschädigung ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem nach § 141 a des Bundesbeamten- 
gesetzes gewährten Ruhegehalt imd dem Ruhe- 
gehalt anzurechnen, das ohne Anwendung dieser 
Vorschrift zugestanden hätte. 
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